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1  Einleitung

Die Pflegesatzverhandlung ist für die wirtschaliche Kra einer

Pflegeeinrichtung von entscheidender Bedeutung. Sie beeinflusst unter

anderem die Höhe der Gehälter der Mitarbeiter, begründet den

wirtschalichen Rahmen für die Ausgaben im Bereich der Sachkosten und

bildet nicht zuletzt die Grundlage für die Personalbesetzung auf den

Stationen und in den Schichten. Daher gehört zumindest ein

Grundverständnis über die Funktionsweise der Pflegesatzverhandlung zum

unverzichtbaren Handwerkszeug der Leitungsebene einer Einrichtung. Dabei

ist allerdings die Komplexität der Pflegesatzverhandlung nicht zu

unterschätzen. Nicht nur die Unterschiede zwischen den Bundesländern

sind erheblich, auch der Einfluss der Gesetzgeber und der Rechtsprechung

sowie die tägliche Verhandlungspraxis führen zu einem stetigen Wandel der

Inhalte und Techniken der Verhandlung. Die Pflegesatzverhandlung ist daher

angesichts der z. T. grundlegenden Reformen der jüngeren Vergangenheit

und der unabdingbaren betriebswirtschalichen Sorgfalt eine spannende

Herausforderung für die Geschäsführung.

Dieses Buch versucht ausgehend von der Rechtslage des Jahres 2018 einen

Überblick über die derzeitige Verhandlungssituation zu liefern. Es richtet

sich vorrangig an Interessierte und Verantwortliche, bei denen die

Pflegesatzverhandlung nicht „jeden Tag vorkommt“. Es soll Grundlagen

vermitteln und im besten Fall den Einstieg in die Materie

„Pflegesatzverhandlung“ vereinfachen.



2  Rechtliche
Rahmenbedingungen

Wie in allen baulichen und betrieblichen Fragen ist die stationäre

Pflegeeinrichtung auch in der Pflegesatzverhandlung einer Vielzahl von

Regelungen ausgesetzt. Da alle von Bedeutung für das Verständnis der

Pflegesatzverhandlung sind, werden die wichtigsten im Folgenden kurz

überrissen:

2.1  SGB XI
Allen voran steht das SGB XI. Es regelt auf Bundesebene alle Belange

bezüglich der Pflegeversicherung. Für die Pflegesatzverhandlung relevant ist

das 8. Kapitel, das die Pflegevergütung regelt. Dort befinden sich die

folgenden Regelungen:

2.1.1
  § 82 SGXI

Wortlaut § 82 SGB XI „Finanzierung von Pflegeeinrichtungen:

(1)
  Zugelassene Pflegeheime und Pflegedienste erhalten

nach Maßgabe dieses Kapitels



1. eine leistungsgerechte Vergütung für die allgemeinen
Pflegeleistungen (Pflegevergütung) sowie
2. bei stationärer Pflege ein angemessenes Entgelt für
Unterkunft und Verpflegung.
Die Pflegevergütung ist von den Pflegebedürftigen oder
deren Kostenträgern zu tragen. Sie umfasst auch die
Betreuung und, soweit bei stationärer Pflege kein
Anspruch auf Krankenpflege nach § 37 des Fünften
Buches besteht, die medizinische Behandlungspflege.
Für Unterkunft und Verpflegung bei stationärer Pflege hat
der Pflegebedürftige selbst aufzukommen.

(2)
  In der Pflegevergütung und in den Entgelten für

Unterkunft und Verpflegung dürfen keine Aufwendungen
berücksichtigt werden für
1. Maßnahmen einschließlich Kapitalkosten, die dazu
bestimmt sind, die für den Betrieb der Pflegeeinrichtung
notwendigen Gebäude und sonstigen
abschreibungsfähigen Anlagegüter herzustellen,
anzuschaffen, wiederzubeschaffen, zu ergänzen,
instandzuhalten oder instandzusetzen; ausgenommen
sind die zum Verbrauch bestimmten Güter
(Verbrauchsgüter), die der Pflegevergütung nach Absatz
1 Satz 1 Nr. 1 zuzuordnen sind,
2. den Erwerb und die Erschließung von Grundstücken,
3. Miete, Pacht, Erbbauzins, Nutzung oder Mitbenutzung
von Grundstücken, Gebäuden oder sonstigen
Anlagegütern,



4. den Anlauf oder die innerbetriebliche Umstellung von
Pflegeeinrichtungen,
5. die Schließung von Pflegeeinrichtungen oder ihre
Umstellung auf andere Aufgaben.

(3)
  Soweit betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen

nach Absatz 2 Nr. 1 oder Aufwendungen für Miete, Pacht,
Erbbauzins, Nutzung oder Mitbenutzung von Gebäuden
oder sonstige abschreibungsfähige Anlagegüter nach
Absatz 2 Nr. 3 durch öffentliche Förderung gemäß § 9
nicht vollständig gedeckt sind, kann die
Pflegeeinrichtung diesen Teil der Aufwendungen den
Pflegebedürftigen gesondert berechnen. Gleiches gilt,
soweit die Aufwendungen nach Satz 1 vom Land durch
Darlehen oder sonstige rückzahlbare Zuschüsse
gefördert werden. Die gesonderte Berechnung bedarf der
Zustimmung der zuständigen Landesbehörde; das
Nähere hierzu, insbesondere auch zu Art, Höhe und
Laufzeit sowie die Verteilung der gesondert
berechenbaren Aufwendungen auf die Pflegebedürftigen
einschließlich der Berücksichtigung pauschalierter
Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwendungen
sowie der zugrunde zu legenden Belegungsquote, wird
durch Landesrecht bestimmt. Die Pauschalen müssen in
einem angemessenen Verhältnis zur tatsächlichen Höhe
der Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwendungen
stehen.

(4)
  Pflegeeinrichtungen, die nicht nach Landesrecht

gefördert werden, können ihre betriebsnotwendigen



Investitionsaufwendungen den Pflegebedürftigen ohne
Zustimmung der zuständigen Landesbehörde gesondert
berechnen. Die gesonderte Berechnung ist der
zuständigen Landesbehörde mitzuteilen.

(5)
  Öffentliche Zuschüsse zu den laufenden Aufwendungen

einer Pflegeeinrichtung (Betriebskostenzuschüsse) sind
von der Pflegevergütung abzuziehen.

§ 82 begründet die Finanzierungsgrundlage der Pflegeeinrichtung für die

von ihr erbrachten Leistungen gegenüber den Pflegekassen, den

Pflegebedürigen sowie den anderen Kostenträgern. Wie sich aus § 82 Abs. 1

Nr. 1 SGB XI ergibt, steht der Pflegeeinrichtung eine leistungsgerechte

Vergütung für die „allgemeinen Pflegeleistungen“ und ein angemessenes

„Entgelt für Unterkun und Verpflegung“ (§ 82 Abs. 1 Nr. 2 SGB XI) zu.

Somit handelt es sich hierbei um eine Grundnorm, die die

Anspruchsgrundlage für die Geltendmachung der Forderungen der

Pflegeeinrichtung gegenüber den vorgenannten Kostenträgern darstellt. Mit

§ 82 SGB XI können die Kostenträger zur Erbringung der Entgeltleistungen

verpflichtet werden.

Darüber hinaus lassen sich anhand des § 82 SGB XI auch die

verschiedenen Finanzierungssäulen der Pflegeeinrichtung abgrenzen. Die

Regelung führt in stark abgekürzter und abstrahierter Weise die Abgrenzung

zwischen den „allgemeinen Pflegeleistung“ und der „Unterkun und

Verpflegung“ auf der einen Seite und den „betriebsnotwendigen

Investitionskosten“ auf der anderen Seite auf (§ 82 Abs. 2 SGB XI). Somit

legt der § 82 SGB XI fest, welche Leistungen in der stationären Pflege von

der Pflegekasse übernommen werden und welche anderen Kostenträgern

zuzuordnen sind.



2.1.2
  § 84 SGB XI

Wortlaut des § 84 SGB XI Bemessungsgrundsätze:

(1)
  Pflegesätze sind die Entgelte der Heimbewohner oder

ihrer Kostenträger für die teil- oder vollstationären
Pflegeleistungen des Pflegeheims sowie für die
Betreuung und, soweit kein Anspruch auf Krankenpflege
nach § 37 des Fünften Buches besteht, für die
medizinische Behandlungspflege. In den Pflegesätzen
dürfen keine Aufwendungen berücksichtigt werden, die
nicht der Finanzierungszuständigkeit der sozialen
Pflegeversicherung unterliegen.

(2)
  Die Pflegesätze müssen leistungsgerecht sein. Sie sind

nach dem Versorgungsaufwand, den der Pflegebedürftige
nach Art und Schwere seiner Pflegebedürftigkeit
benötigt, entsprechend den fünf Pflegegraden
einzuteilen. Davon ausgehend sind bei vollstationärer
Pflege nach § 43 für die Pflegegrade 2 bis 5
einrichtungseinheitliche Eigenanteile zu ermitteln; dies
gilt auch bei Änderungen der Leistungsbeträge. Die
Pflegesätze müssen einem Pflegeheim bei
wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, seine
Aufwendungen zu finanzieren und seinen
Versorgungsauftrag zu erfüllen unter Berücksichtigung
einer angemessenen Vergütung ihres
Unternehmerrisikos. Die Bezahlung von Gehältern bis zur
Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergütungen sowie



entsprechender Vergütungen nach kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen kann dabei nicht als
unwirtschaftlich abgelehnt werden. Für eine darüber
hinausgehende Bezahlung bedarf es eines sachlichen
Grundes. Überschüsse verbleiben dem Pflegeheim;
Verluste sind von ihm zu tragen. Der Grundsatz der
Beitragssatzstabilität ist zu beachten. Bei der Bemessung
der Pflegesätze einer Pflegeeinrichtung können die
Pflegesätze derjenigen Pflegeeinrichtungen, die nach Art
und Größe sowie hinsichtlich der in Absatz 5 genannten
Leistungs- und Qualitätsmerkmale im Wesentlichen
gleichartig sind, angemessen berücksichtigt werden.

(3)
  Die Pflegesätze sind für alle Heimbewohner des

Pflegeheimes nach einheitlichen Grundsätzen zu
bemessen; eine Differenzierung nach Kostenträgern ist
unzulässig.

(4)
  Mit den Pflegesätzen sind alle für die Versorgung der

Pflegebedürftigen nach Art und Schwere ihrer
Pflegebedürftigkeit erforderlichen Pflegeleistungen der
Pflegeeinrichtung (allgemeine Pflegeleistungen)
abgegolten. Für die allgemeinen Pflegeleistungen dürfen,
soweit nichts anderes bestimmt ist, ausschließlich die
nach § 85 oder § 86 vereinbarten oder nach § 85 Abs. 5
festgesetzten Pflegesätze berechnet werden, ohne
Rücksicht darauf, wer zu ihrer Zahlung verpflichtet ist.


